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Änderungsantrag 
16.03.2026 

Plenum 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über  
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 
Drucksache 21/4047 zu Drucksache 21/3503 zu Drucksache 21/2971 

Inhalt des Antrags: Kürzungen an Integrierten Gesamtschulen verhindern 

Einzelplan  04 Hessisches Ministerium für Kultus, Bildung und Chancen  

D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  

Zu Kapitel 04 59 Bezeichnung Schulen 

 Produktnr.        105    Bezeichnung Bildungsgangübergreifende Schulformen der Mittelstufe 

Veränderungen in Euro 2026 
von um auf 

Produkterfolgsplan 

Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 617.038.600 2.855.400 619.894.000 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 609.814.900 2.855.400 612.670.300 

 Drucksache 21/4071 
     3. Lesung3503  
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Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 

Die Stellenpläne sind entsprechend anzupassen. 

Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 

Die von der schwarz-roten Landesregierung geplante Kürzung von ca. 90 Lehrkräftestellen bei den Integrierten 
Gesamtschulen trifft vor allem Schulen, die aufgrund einer extrem heterogenen Schülerschaft vor besonderen 
Herausforderungen stehen. Förderangebote wie zusätzliche Lernzeiten, flexible Gruppensettings, individualisierte 
Lernangebote sowie gezielte Unterstützung leistungsstarker wie auch förderbedürftiger Schülerinnen und Schüler werden 
hier zusammengestrichen werden müssen. Mit dieser Kürzung konterkariert die Landesregierung die Anstrengungen der 
hessischen Bildungspolitik der letzten Jahre, die Schulen, Schülerinnen und Schüler mit den größten Herausforderungen und 
dem größten Förderbedarf gezielt stärker zu unterstützen. Die geplanten Kürzungen müssen deswegen verhindert werden. 
Veranschlagt werden hier die Ausgaben für 89 Lehrkräftestellen für die Monate August bis Dezember 2026 im Schuljahr 
2026/2027. Für das Jahr 2027 belaufen sich die Kosten für die 89 Stellen bei voller Jahreswirkung dann auf knapp 7 Millionen 
Euro. Im Haushalt 2027 sind entsprechende zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen.  

Wiesbaden, 16. März 2026 

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Mathias Wagner (Taunus) 
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